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Hinweis an die Redaktionen

Auf die gesetzliche Neuordnung der Unfallversiche rung 
werden w i r  in unserem nächsten Pressedienst zurück- 
kommen »

An Grundsätzen festhalten

Nein zur VPO D-Initiativ e

[CVP] Schon im Zweckparagraphen der Partei-Statuten der CVP ist 
der Grundsatz der Subsidiarität verankert, das heisst das Prinzip, 
dass nichts einer grösseren Gemeinschaft übertragen werden soll, 
was besser oder ebensogut von einer kleineren Gemeinschaft gelöst 
werden kann. Und dass nichts dem Staat überbunden werden soll, was 
in der freien Marktwirtschaft zufriedens tellend bewältigt werden 
kan n ,

; — ............................................................................ ....- .......... ..

A k t i o n s p r o g r a m m  1975

"Nun ist die öffentliche Hand bei ihrer Aufaben- und L e i ­
stungserfüllung in aller Regel w e d e r  einem Marktmechanismus 
unterworfen noch irgendwelcher Konkurrenz ausgesetzt und 
damit - anders als der private Sektor - nicht unbedingt zu 
sparsamem ratione llem Wirtschaften gezwungen. Oeffentliche 
Aufgabenlösungen und Dienstleistungen verursachen deshalb 
nicht selten höhere Kosten als entsprechende p r i v a t w i r t ­
schaftliche Lösungen und Leistungen...

Die Befriedigung öffen t l i c h e r  Bedürfnisse muss nicht in j e ­
dem Falle dem Staate übertragen und mit einer weitern A u s ­
weitung der Staatstätigkeit und [ S t a a t s )-ausgaben erkauft 
w e r d e n ."

Soviel Staat als nötig, soviel Privatwirtschaft als möglich

Diese Grundhaltung erlaubt eine positive Einstellung zu den vielen 
staatlichen Unternehmen, die im Laufe der Jahre in unserem Lande 
organisch gewachsen sind: Die Kantonalbanken, die kantonalen und 
regionalen Elektrizit ätswerke [die nach aussen oft als p r i v a t r e c h t ­
liche A k t i e ngese llschaften erscheinen), die Transportanstalteri, 
die B r a ndve rsicherungs anstalten usw., und auf eidgenössis cher E b e ­
ne die AHV und die IV und vor allem auch die SUVA.

Aber diese Grundhaltung zwingt zu grösster Vorsicht, wenn es darum 
geht, ob an Stelle der bisherigen p r i v a t w irts chaftlichen  Lesung 
ein neues Staatsunterneh men geschaffen werden soll. Und es geht um 
die entscheidende Frage, ob durch ein neues Staatsunternehm en in 
erster Linie dem Versicherten, aber auch dem Steuerzahler, besser 

gedient wäre als mit der bisherigen Lösung.
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Die Initianten möchten das immer w ieder glauben machen, den Beweis 
sind sie bis heute schuldig geblieben. Sicher dagegen ist, dass 
Experimente im Ausland mit staatlichen Monopolanstalten samt und 
sonders fehlgeschlagen sind. Sie kamen den S t eu erzahler teuer zu 
stehen. Eine S taatsvers i c h e r u n g  könne keine besseren Bedingungen 
und billigeren Tarife anbieten, es sei denn, sie baue Leistungen 
ab oder sie werde aus Steuergeld ern subventioniert.

Mitwirkungsrechte und Rechtsschutz gibt es bei vergleichbaren 
S t a a t sein richtungen nicht

Heute besitzen die Versicherten bei den sich konkurrenzierenden 
privaten Gesellschaften umfassenden Schutz und weitgehende M i t w i r ­
kungsrechte: die Tarife werden mit den S trassenv erkehrsverb änden 
(TCS, ACS und anderen) festgesetzt; es erfolgt strenge Kontrolle 
durch das eid genössische Versicherungsamt und jedem Versicherten 
steht das Beschwerderecht an das eidgenössische Justiz- und P o l i ­
zeidepartement zu, und gegen dessen Entscheidung gibt es das B e ­
schwerderecht an das Bundesgericht,

Solche M itwirkung s m ö g l i c h k e i t e n  und diesen Rechtsschutz gibt es 
bei vergleichbaren Staatseinrichtungen nicht. Auch besteht nicht 
die Möglichkeit, die Gesellschaft zu wechseln.

Der Bund müsste mit Steuergeld für die ganze Schweiz neue E i n r i c h ­
tungen mit Amtsschaltern schaffen. Es würde ja niemals gehen, die 
administrativen Aufgaben einfach dem kantonalen Motcrfahrzeugkon- 
trolleur anhängen zu wollen.

Fazit; überzeugtes Nein zu einer unnötigen Initiative

Ein neues Staatsunt ernehmen würde mit Bestimmtheit mehr Nachteile 
als Vorteile bringen, Wenn die Grundsätze gemäss Statuten und A k ­
tionsprogramm  der CVP berücks ichtigt werden, so heisst der E n t ­
scheid am 26. Septembe r Mein zu dieser Ve rstaatlichungs-Initiative.

(65 Zeilen]


